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BUND AKTIVER DEMOKRATEN 

Einige Schritte voran 
Unsere Frankfurter Delegiertenkonferenz am 16. und 17. Septem_ 
ber war, nachdem wir vorher einige Bildungskonferenzen durchge_ 
tührt hatten, die notwendige Arbeitskonferenz. Sie war notwendig 
geworden, weil zu viele F-ragen einer breiteren Diskussion bedurf­
ten und Führungsprobleme gelöst werden mußten. Wir sind Opti­
misten und sagen nun: wir haben uns zusammengerauft, Diffe­
renzen wurden sachlicher als vielerorts erwartet angesprochen und 
abgeklärt. Nun heißt es, loyal zusammenstehen. Jede·r tue seine 
Arbeit auf dem Gebiet, auf das er von den Delegierten gewählt 
worden ist. Dann ist die Gefahr von Pfuschwerk und Mißverständ­
nissen schon wesentlich geringer. 

Doch nun zum Ablauf unserer Konferenz. Wir brauchen hier nicht 
in alle Einzelheiten zu gehen. Die zurückgekehrten Delegierten 
werden bis in alle Einzelheiten die zuhause gebliebenen Kamera­
den unterrichten. Von Zeit zu Zeit und falls es notwendig sein 
sollte, wollen wir gern noch auf dies oder jenes aus den beiden 
Tagen in Frankfurt zurückkommen. Doch für heute nur dies: 

Auftakt des ersten Tages bildete nach einer vorangegangenen Sit­
zung des alten Bundesvorstandes das Referat des hessischen Re_ 
gierungsdirektors im Innenministerium Dr. H. J. Schwager! über 
„Die politischen Hintergründe der Baader-Meinhof-Bande.". Dieser 
Vortrag war die klarste Analyse dieses Phänomens, die man bis­
lang in der Bundesrepubiik lesen oder hören konnte. Sie war so 
gar nicht nach dem Geschmack derer, die heute politisches und 
über die Publizistik finanzielles Kapital aus dem Fall Baader-Mein­
hof schlagen wollen. Dr. Schwagerls Analyse deckt sich in vielen 
Punkten mit der vom Reichsbanner erarbeiteten, nur hat er den 
Vorteil des detaillierteren Informationsmaterials. Es wäre schade, 
wenn die deutsche Presse an diesem Referat vorbeigehen würde, 
denn nur eine geistige Klärung in dieser Art wird das . Entstehen 
weiterer Terrorgruppen in Westdeutschland verhindern können. 
Wir können heute das Referat Dr. Schwagerls noch nicht wieder­
geben. Hier sei nur ein Satz zitiert: ,,Derartige Vorkommnisse wie 
die Bildung der Baader-Meinhof-Bande sind nur durch e·ine konse­
quente Reformpolitik von Grund auf zu verhindern!". 

Die Arbeitskonferenz wurde von unserem Be,rliner Kameraden Ri­
chard Beck in souveräner, ruhiger, · ausgleicher:ider Weise geleitet, 
die die jahrzehntelange Schulung eines sozialdemokratischen Par_ 
lamentariers erkennen ließ. Viel vom guten Erfolg der Frankfurter 
Tage ist auf Richard Becks meisterliche Regie zurückzuführen. Da­
für gebührt ihm unser aller Dank! Die Mandatsprüfungskommis­
sion arbeitete trotz einiger Störversuche unbestechlich. Die· An­
tragskommission hatte schon seit Freitag Schwerarbeit verrichtet, 
Dinge entwirrt, sachliche Zusammenhänge hergestellt und einige 
„heiße Eisen" sehr elegant aus dem Weg geräumt. Hier soll zur 
Arbeit dieser Kommissionen einmal gesagt werden: an der Tech­
nik, mit der hier echte Demokratie praktizie·rbar gemacht wurde, 
können sich wir Jüngeren uns einige recht dicke Scheiben ab­
schneiden! Auch diesen Kameraden gilt unser (?ank! 

Kamerad Ditter erstattete den Bericht des Bundesvorstandes, Willi 
Haug den des e,rkrankten Bundesschatzmeisters, die Revisoren 
gaben grünes Licht. Somit wurde der bisherige Bundesvorstand 
mit allen gegen eine Stimme entlastet. Für sie alle soll hier nur 
der Name Heinrich Ditters stehen, der in schwierigster Zeit un­
parteiisch, ausgleichend und doch energisch und demokratische 
Grundsätzte penibel wahrend unseren Bund gesteuert hat. Er wird 
als Mitglied unserer Schiedskommission schwere Aufgaben mit 
bewährter Gerechtigkeit zu lösen haben. S~ine großen Kenntnisse 

und Erfahrungen und die Loyalität der Kameraden Sittly, Fiedler, 
Schebler, W. Schmidt und Lorenz werden ihn alle Aufgaben mei­
stern lassen. 

Doch zunächst noch einmal zur Sachdebatte. Schwerwiegendstes 
Problem war die Umbenennung. Nord- und westdeutsche Landes­
verbände hatten sich auf die Bezeichnung „Demokratischer Schutz­
bund - vormals Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold" geeinigt. Mit die_ 
sem Namen sollte die Jugend angesprochen werden, ohne die 
gute Tradition des Reichsbanners sowie die Eigenschaft der 
Rechtsnachfolge zu gefährden. Von 71 abgegebenen Stimmen er­
klärten sich. 36 für und 35 gegen eine Namensänderung. Damit wur­
de die erforderliche Zweidrittelmehrheit noch nicht erreicht. 1Es 
war selbstverständlich, daß die Mehrheit ihre Nie·derlage nicht zum 
Anlaß weiterer Schritte nahm, sondern auch in Zukunft royal mit­
arbeiten wi-rd. An dieser Stelle soll aber einigen Delegierten, die 
nicht gekommen waren, gesagt werden: Euer Erscheinen hätte so 
od.er so am Ergebnis der Abstimmung nichts geändert. Aber Euer 
Fernbleiben war schlechter demokratischer Stil, der sich nicht wie_ 
derholen darf. 

Wir können heute nicht auf jeden Antrag und sein Schicksal sowie 
auf die inhaltsreichen Debatten eingehen. Dazu reicht der Platz 
leider nicht. Aber auch hier werden wir auf dieses oder jenes The­
ma be·i Be•darf zurückkommen. Unsere Leser wird allerdings inte,r­
essieren, daß alle Versuche, unsere Zeitschrift „DAS REICHS­
BANNER" durch ein Mitteilungsblatt abzulösen und die Verant­
wortlichkeit des Redakteurs auszuhöhlen, mit überwältigenden 
Mehrheiten abgelehnt wurden. Das gibt uns Mut, den Kampf, der 
weiterhin sachlich und in nüchternem Ton, doch im Kern in alter 
Härte geführt werden wird, durchzuhalten. Ohne diese kamerad­
schaftliche Hilfe wären die Anfeindungen und Verleumdungen von 
allen Seiten wohl kaum noch zu bestehen, Das sei hier in aller 
Of.fenheit auch denen darge·legt, die uns mundtot machen wollten 
und denen das Reichsbanner als Bund aktiver Demokraten und 
Schutzbund der Republik ein Greuel ist. In diesen Frankfurter Ta_ 
gen hat sich erwiesen, daß das Reichsbanner eben doch nicht der 
Verband alter Herren mit guter Vergangenheit ist, als der wir in 
einer NPD-ZeHung geschildert worden sind. Man hat uns nicht 
kleingekriegt, man wird es auch in Zukunft nicht schaffen! 

Die Wahlen erbrachten folgenden neuen Bundesvorstand: 

Erster Vorsitzender wurde der seit vielen Jahren bewährte Ka­
merad Willi Haag. Er bedarf keiner großen Vorstellung, weil er 
uns durch seine unermüdliche Arbeitskraft seit Jahren bekannt ist. 
Mit ihm kam ein Mann der jüngeren Generation an die Spitze des 
Reichsbanners. 

Seine Stellvertreter sind Helmut Esser aus Rüsselsheim, ne-uer 
hessischer Landesvorsitzender, und Hans-Jürgen Funk, der Neffe 
unseres Frankfurter Ortsvorsitzenden. Helmut Esser ist allzeit für 
seine Überzeugungen o-ffen eingetreten und hat schwere Verfol­
gungen auf sich genommen. Die Redaktion dieser Zeitschrift rech­
net damit, daß mit ihm eine gedeihliche Zusammenarbeit möglich 
ist, weil offene Kritik die Basis der Demokratie ist. Diejenigen, die 
hofften, den Kameraden Esser für ihre· untergründigen Diffamie­
rungsaktionen einspannen zu können, mußten ihre Hoffnungen 
schon halb aufgeben. Der Rest wird folgen. - Kamerad Funk ist 
nun wirklich ein Vertreter der jüngsten Generation, dem gegen­
über die 40jährigen, die bisher manchmal als „junge Männer" be­
zeichnet wurden, in die Lage von „Onkeln" kommen. 



Kurt Köhler aus Frankfurt wurde neuer Schriftführer. Dieser kennt­
nisreiche Antifaschist ist den Lesern des „REICHSBANNERS" 
kein Unbekannter mehr. Kamerad Willi Krämer, bisher erster 
Schriftführer, wurde wegen beruflicher Belastung zweiter Sc~rift­
führer; so blieb er uns wenigstens erhalten. Neuer Schatzmeister 
wurde Fritz König, der den leider erkrankten Georg Schaffner ab­
löst. Kamerad Schaffner: gute Erholung und herzlichen Dank für 
die unermüdliche Arbeit! zweiter Schatzmeister bleibt unser Wies­
badener Kamerad Willi Haug, so daß die Kontinuität gesichert ist. 
Jugendleiter wurden Angelika Wetzke aus Frankfurt und Adolf 
Bast aus Bonn, Revisoren die Kameraden Fiedler, Schebler und 
Albert Schmidt. 

Die Beisitzer, d. h. die Landesvorsitzenden, bleiben wie bisher. 
Und natürlich mußten die Ehrenvorsitzenden Christian Weiß und 
Dietrich Westermann nicht neu gewählt werden, weil sie schon 
früher auf Lebenszeit ihr Ehrenamt mit allen Stimmrechten erhiel­
ten. 

Presse- und Bildungsreferent ist der Schreiber dieser Zeilen, der 
sich in Zukunft wieder unter seinem alten Namen melden wird, 
weil ein gewisser illigitimer Druck „von ~ben" wegfallen wird. Die 
Eindrücklichkeit, mit der die bisherige Ubung, daß der Pressere­
ferent gleichzeitig der voll verantwortliche Redakteur unseres Bun­
desorgans ist, bestätigt wurde, ist uns der mächtige Rückhalt, mit 
dem wir in Zukunft einer weiteren schmutzigen Allianz zwischen 
verleumdenden Zuträgern und „demokratischen" Politikern be­
gegnen können. Stellvertretender Presse- und Bildungsreferent 
und damit stellvertretender Redakteur des „REICHSBANNERS" 
wurde Walter Jansen aus Kiel. Er ist unseren Lesern seit 1968 ver­
traut, seine Artikel werden ihn in Zukunft auch jenen Kameraden 
vorstellen, die erst kürzlich zu uns gestoßen sind . 

Interessant ist noch, daß ein R. B., der kurz vor unserer Konferenz 
im gesamten Bundesgebiet und Westberlin eine famose „Doku­
mentation" mit hohen Kosten verschickt hat, in Frankfurt nicht zu 
sehen und nicht zu hören war. Hoffen wir für ihn, daß er schon 
vorher seine Fehlinvestition versicherungsmathematisch einkalku_ 
liert hat. Wenn nicht, ist der Schreiber dieser Zeilen zu einer klei­
nen Pfennigspende bereit! 

Die Frankfurter Konferenz, auf deren Themen, Argumente und Er­
gebnisse wir, wie zugesagt, zurückkommen· werden, ging aus­
einander in der Überzeugung, einige wichtige Schritte voran ge­
tan zu haben. Allen Gewählten ist es nun aufgegeben, unbeirrt 
und jeder auf seinem Arbeitsgebiet die Leistungen zu erbringen, 
die alle Kameraden im Bundesgebiet und in Westberlin von uns 
erwarten. Die Stagnation ist überwunden, die Diskussionen werden 
weitergehen - hart aber fair, unbedingt offen und kameradschafL 
lieh. Das erwartet man von uns, dieses Vertrauens wollen wir uns 
würdig erweisen. 

Erich Knapp 

1. Vorsitzender des Bundesvorstandes des Reichsbanners Schwarz­
Rot-Gold e. V. - Bund aktiver Demokraten. 

Willi Haag 
geb. 4. 6. 1914 in Frankfurt am Main, kaufmännischer Angestellter, 
Mitglied des Reichsbanners seit 1931, Vorstandsmitglied in versch. 
Gremien des R. 8. 
In der Sozialdemokratischen Partei seit 1931, zur Zeit Stadtver­
ordneter in Frankfurt am Main. Vorstandsmitglied in versch. 
Gremien der SPD. 
In der nächsten Ausgabe werde ich einen Bericht geben für die 
kommende Arbeit des Reichsbanners. 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, 
wir erlauben uns, der Befürchtung Ausdruck zu geben, daß die 
bundesdeutsche Ostpolitik, als Friedens- und ,Emanzipationspoli­
tik, in den letzten Wochen in das Stadium der Selbstblockade ein_ 
getreten ist. Schon die gemeinsame Erklärung des Bundestages 
zu den beiden Ostverträgen war ein böses Zeichen. Diese Beur­
teilung begründen wir: 

1. 

Die Verhandlungen mit der DDR haben sich an einem falschen, 
einem antidemokratischen Nationsbegriff festgelaufen. Das deut­
sche Volk hat sich leider nie in seiner Geschichte als Nation kon_ 
stituiert - falls wir uns, wie es uns ansteht, an den demokratischen 
und nicht an den romantisch-reaktionären Nationsbegriff halten. 
Die Zeiten, in denen deutsche Demokraten auf die „nationalen" 
Lebenslügen der deutschen Bourgeoisie, die historisch mehrmals 
zum Schaden Deutschlands und unseres Volkes versagt hat (1848, 
Weimarer Republik), Rücksicht nahmen, sind vorbei. Müssen vor­
bei sein! Nur bei Strafe weiterer Niederlagen ist es möglich, diese 
Überlegung als theoretische, d. h. praktisch nicht zu beachtende 
abzutun. 
Die Größe der Westpolitik Adenauers wie der Ostpolitik Ulbrichts 
macht es aus, daß beide vom Faktum der selbstverschuldeten 
Spaltung des Deutschen Reiches ausgegangen sind, die Öffent­
lichkeit über ihre Absichten belügend, sich selbst wahrscheinlich 
nicht betrügend. Diese Nachlaßverwalter des offen oder vorüberge­
hend verdeckt allzeit reaktionär-obrigkeitlich gewesenen Deutschen 

Reiches haben ihre Staaten den verschiedenartig fortschrittlichen 
Ein11üssen des Westens wie Ostens geöffnet. Ihren Nachfolgern ist 
es aufgegeben, nun die Decklüge von der „deutschen Nation " , 
die seit 1945 aus Gedankenlosigkeit, Klugheit und Barmherzigkeit 
für eine ganze Generation beibehalten wurde, mutig aufzugeben. 

Wir, das muß man anmerken, obwohl es Verleumder nicht stören 
wird, sind für die Konstituierung der Deutschen als echte Nation 
im Sinne der Demokratie und der Menschenrechte. Aber solange 
dies nicht geschehen ist, können wir nicht so tun, als ob sie unter 
dem feudalen Reaktionär Bismarck oder aus Büchern deutscher 
Demokraten, die nie erfolgreich in die Tat umgesetzt worden sind, 
entstanden wäre. Nationen sind keine Abstammungsgemeinschaf­
ten; nicht das Blut, sondern der politische Wille, nicht Herrschaften, 
sondern das Volk sind Konstituens. Das deutsche Volk, eine 
Sprachgemeinschaft hohen Ranges, hat in Ost und West nach 
halbherzigen Revolutiosversuchen von 1848 bis 1918 die alte Un­
tertanenmentalität bis heute nicht abgeworfen, die es ihren Ober­
klassen gestattet, es auszubeuten und periodisch in Katastrophen 
zu führen. Ohne Abwurf dieser Lüge einer „deutschen Nation" , 
ohne Abnabelung von den egoistischen Vormündern und Vorbe­
tern wird es kein Entkommen vor weiteren Katastrophen - Bür­
gerkrieg, Diktatur, Guerrilla, Atomkrieg, Umweltvergiftung usw. -
geben. Die Herrschaft der ideologischen Gespenster einer Bour­
geoisie, die nie zu citoyens gereift ist, über unser Volk muß ge­
brochen werden, bevor man die realen Verhältnisse zu ändern an_ 
setzt. 



Solange das deutsche Volk sein Selbstbestimmungsrecht roman­
tisch-historizistisch auffaßt - es ging immer nur, schon in der 
Paulskirche, um „verlorene Gebiete", das 1805 liquidierte Mon­
strum „Reich", um „deutsches Blut und deutschen Boden"; selbst 
der Ausdruck Wieder-Vereinigung verrät reaktionären Charakter! 
- statt es im Sinne der Volkssouveränität erst einmal nach oben -
statt nach außen - erkämpft, wird es der politisch Zurückgebliebe­
ne und Nichtakzeptierte in Europa bleiben - mit allen bekannten 
Folgen. 
Die Präambel des Grundgesetzes durfte nur im demokratisch-revo­
lutionären Sinne verstanden werden. Daß sie in den 5Oer Jahren 
von reaktionären Juristen zur außenpolitischen Fußfessel uminter­
pretiert worden ist, hat sie zur übergehbaren Deklamation dege­
nerieren lassen. Die Spaltung Deutschlands von 1945 wäre höch­
stens durch eine demokratische Volksbewegung rückgängig zu 
machen gewesen. Dazu war eine zur Untertänigkeit erzogene, spä­
ter mit fetten Linsengerichten gemästete Bevölkerung nie, selbst 
nicht am 17. Juni und 13. August, bereit. 
Eine Nation, die nur als Schutzbehauptung einer von Jahrzehnt zu 
Jahrzehnt überholter werdenden und dennoch machtgierigen Ober_ 
schicht existiert, kann freilich Menschenrechte nicht geltend ma­
chen - auch nicht in eigener Sache. Die Sachwalter der Ober­
schicht sprechen deshalb seit zwei Jahrhunderten nur von histo­
rischen Rechten, echten und angeblichen, die für eine echte, eine 
demokratische Nation Plunder sind. Für eine Nation, die e•s ist, gibt 
es nur Menschenrechte! Von ihnen haben wir Westdeutsche als 
Schutzsuchende in der westlich-demokratischen Welt zwar zwei 
ahrzehnte hindurch, wenig glaubwürdig, gesprochen, aber ver­
äterischer Weise immer in zweiter Linie. Die „historischen" Rechte 

standen uns näher. Wieder-Vereinigung! Wir wären wiederzuver­
einigen gewesen, weil wir einmal vereinigt worden sind, uns selbst 
nie vereinigt hatten? Das hätte· den Opfern zweier gewonnener 
Weltkriege gegen ein innerlich unfreies und deshalb nach außen 
,,verunfreiendes" Volk jeden Sinn genommen. 
Es sollte möglich sein, daß sich das deutsche Volk, allein ode.r mit 
anderen Völkern, eines freien Tages als Nation, als politische 
Willensgemeinschaft, als Souverän im 20. Jahrhundert also auch 
wirtschaftsdemokratisch konstituiert. 1Es ist zu hoffen, daß die 
Deutschen drüben auf anderen Wegen und in Ausnutzung ihrer 
durchaus gegebenen Möglichkeiten innerhalb des dortigen Sy­
stems zum selben Ziel kommen. Keiner kann uns diese Aufgabe 
der Selbstbefreiung und Selbstverwirklichung abnehmen. Das hat 
das Jahr 1945 bewiesen. Auch kein Volksteil kann es dem anderen 
abnehmen, weder mit Gewalt noch mit juristischer Tücke. Selbst­
bef,reiung, Münd7gwerden, Selbstbestimmung ist mit Selbstver­
tretung nicht vereinbar. Neb~nbei: Stellvertretung bei uns ist die 
Stufe der Zähmung, auf welche der deutsche Imperialismus not­
gedrungen, doch nicht um zu sterben, sich zurückgezogen hat 
- , bessere Zeiten abwartend. 
Wer sich dieser sowohl plausiblen wie unbequemen, in der Ge­
schichtslogik der Demokratie in Deutschland liegenden Einsicht 
verschließt, ist nicht theoriefrei-pragmatisch, sondern er pesorgt 
unbewußt das Geschäft der uralten deutschen Reaktionäre. , 

ir sollten bei unseren Verhandlungen mit der DDR gründlich prü-
en, ob unsere „Nations"-Vorbehalte nicht ideologischer 'Natur 

sind, durch Gewohnheit, totale Propaganda, periodisches Abspre_ 
chen der „nationalen Zuverlässigkeit" auch jenen ins Bewußtsein 
geprägt, die als Demokraten den echten Nationsbegriff ursprüng­
lich hatten, sich ihn entreißen ließen und nun, zum linken Ur­
sprung nicht mehr zurückfindend, eine Talmi--Niation verteidigen. 
Dies ist das erste Unglück von „Deutschlands ärmsten Sohn": Die 
Oberklassen haben ihn so range als „vaterlandslos" bespien, bis 
er krampfhaft das Gegenteil beweisen wollte und seine Treue Ge_ 
bilden erweist, die gegen seine demokratischen und so.zialen In­
teressen geschaffen worden sind und letztlich trotz aller Treue­
Erweise gegen ihn gerichtet werden. Damit muß Schluß sein. Las­
sen wir endlich in unserem Bewußtsein die pseudodemokratischen 
Schimären des ausgehenden Feudalismus und der feigen deut­
schen Bourgeoisie absterben - oder nehmen wir das Verdikt an, 
daß wir die zwischen Servilität und Ehrpusseligkeit schwanken­
den Stallknechte der deutschen Reaktionäre sind. 
Schaffen wir deshalb eine deutsche Nation da, wo wir es können: 
bei uns: Erkennen wir die DDR als souveränen Staat an, damit er 
außenpolitisch souverän wird und das dortige deutsche Volk sou­
verän werden kann. 

II 
Eine andere Bewegungsmöglichkeit der Bundesregierung wird 
nicht durch die Gleichgewichtslage im Bundestag blockiert, son­
dern durch den Witiko-Bund und von ihm unterwanderte oder von 
seiner Propaganda beeinflußte Organisationen. Wir fragen, was 
gegen die Ungültigkeitserklärung des Münchner Diktats e·x tune 
sprechen kann, nachdem Prag uns zu verstehen gegeben hat, daß 
zivilrechtliche Folgeakte des Diktats und der Kriegsdienst der Su-

detendeutschen nicht als ungültig betrachtet bzw. nicht verfolgt 
werden solle·n. Es gibt in Bonn Völkerrechtler, die sich nicht er­
klären können, warum die CSSR „einerseits" auf dieser völligen 
Ungültigkeit des Münchner Diktats - dieser Ausdruck beschreibt 
den damaligen Verhalt besser als „Münchner Abkommen" - be­
steht und „andrerseits" bereit ist, von allen nachteiligen Folgen 
für die· einzelnen sudetendeutschen natürlichen und juristischen 
Personen abzusehen. Eben weil, wie Staatssekretär Frank erklärte, 
alle zwischen Prag und Bonn Lebenden „mehr an die Zukunft 
denken" sollten als an die Vergangenheit, müssen wir die Vergan_ 
genheit liquidieren und dafür sorgen, daß Diktate wie in München 
1938 weder in der Gegenwart noch in Zukunft Rechtskraft erhalten 
können. Was Novotny wie Dubcek wie Husak nicht andeuten kön­
nen und in einigen Häusern am Rhein unverständlich erscheint, 
soll hier gestreift werden: ,Es geht vermutlich um nichts geringeres 
als um die spätere Ungültigkeitserklärung der sogenannten 
,,Breschnjew-Doktrin" ex tune. fast drängt sich der Verdacht auf, 
zu diesem Bonner Unverständnis trüge ein Rest von Großmacht­
mentalität bei. Wir aber sind, gemessen an den atomaren Groß­
mächten, ein Kleinstaat, dessen relativer Größenunterschied zur 
CSSR kaum wiegt. Es wäre in unseren Ämtern wohl an der Zeit, 
trotz der teilweisen Personalkontinuität von 1933 bis heute, sich 
eine Kleinstaatsmentalität anzuerziehen, weil wir nur mit ihr künf­
tige Zeitläufte einigermaßen ungeschoren ~estehen können. 
Herrn Staatssekretär Franks Wort, die von Prag gewünschte Un­
gültigkeitserklärung ex tune könne von der BRD „vom internatio­
nalrechtlichen Standpunkt" nicht erfüllt werden, ,,einen Kompro­
miß gebe es nicht", ist bedauerlich, für unser Volk schädlich und 
nicht efnmal als Staatssekretär Franks wahrer Standpunkt glaub­
haft. Herr Fr:ank, der loyal ist und bisweilen Erschreckendes aus_ 
sprechen kann, foltert hier vermutlich seinen Verstand, ohne daß 
ein Schrei seiner besseren Erkenntnis in die Keller des auswärti­
gen Amtes dringt. 
Uns, einem kleinen Staat, kann nicht daran liegen, die wenige 
Monate formal dauernde Gültigkeit eines Diktats von vier Groß­
mächten über eine kaum konsultierte kleine Demokratie aufrechtzu­
erhalten. Dasselbe könnte auch uns einmal geschehen! Auch ju­
ristische Logik darf den Nachfolgestaat einer der Signatarmächte 
nicht binden, wenn längst zwei andere Signatarmächte, Frankreich 
und Italien, die Ungültigkeit ex tune erklärt haben. Es hat der 
Nachfolger des Deutschen (Dritten) Reiches, der als zweite Re­
publik die gleiche Inkonsequenz gegenüber dem Reich zeigt wie 
die erste, nur einen Bundesgenossen in dieser Frage: Großbri­
tannien, das zwar innenpolitisch liberal und demokratisch war, 
außenpolitisch jedoch oft imperialistisch. 
Wenn Frankreich und Italien in der Lage waren, ,,juristisch die 
Nichtigkeit des Vertrages zu vollziehen", sollte• dasselbe trotz 
L?ndons auch dem Staat möglich sein, der aus seiner Nachfolge­
Eigenschaft zum Deutschen (Dritten) Reich bisher nur Nachteile 
gezogen hat, abgesehen von unrealisierbaren Besitztiteln und von 
versorgungsrechtlichen Vorteilen für die nazistischen Verursacher 
unseres Unglücks (§ 131 GG). 
Was Tschechen und Slowaken nicht sagen können, soll hier vor­
sichtig verallgemeinert werden: Die Forderung „ex tune" ist poli­
tisch logisch, weil sie die Anerkennung bedeutet, daß kein Gewalt­
tertrag länger Gültigkeit hat, als die Macht der Gewalt andauert. 
Völkerechtler bestätigen, das sei real immer so gewesen. Sie ver­
schweigen dabei, daß an Stelle des einen Machtdiktats meist ein 
anderes trat. Die kleinen Staaten kamen somit von einem unter 
das nächste Rad. Eine ex tune-Ungültigkeitserklärung wäre eine 
Weiterentwicklung des Völkerrechts zugunsten der Staaten, die 
diktierende Großmächte zu werden nie Aussicht haben. 
Zu diesen Staaten gehört auch die BRD, obgleich wir das erst seit 
einigen Jahren einzusehen beginnen. Konsequenzen dieser ,Ein­
sicht aber müssen aufgezeigt und befolgt werden, auch wenn noch 
viele Bequeme und hysterisch Erblindete protestieren. 
Wenn einmal keine Großmacht mehr annehmen kann, daß ihre in 
Rechtsform gegossenen Diktate den Tag ihrer Schwäche über­
dauern, wird der Rost des Zweifels am Selbstbewußtsein der Ge­
panzerten zu nagen beginnen, bevor die Schwäche einsetzt. Die 
,,Rechtswohltat" der Sicherheit, mit der man die Gültigkeit erpreß• 
ter Verträge verteidigt, war nie eine für die ewig Kleinen; sie darf 
keine mehr sein für die Großen! Haben wir Deutsche heute noch 
Anlaß, in anderer Richtung zu wirken? Nur wer - ein Narr - be­
wußt oder bewußtlos-routiniert damit rechnet, daß Deutschland 
noch einmal Großmacht werden könnte, nur wer darauf spekuliert 
- ein Verbrecher - daß Deutschland einmal seine relativ größere 
Kraft gegenüber der CSSR anwenden dürfte, kann sich dieser 
Voranenentwicklung des Völkerrechts verschließen. Wir müssen im 
eigensten demokratischen Interesse die Macht der Rechtlichkeit 
stärken. 
Bei der Sowjetunion könnte, so ein anderer genannter Grund für 
unser Bestehen auf Rechtsformalitäten, der Verdacht aufkommen, 



eine ex tune-Erklärung berühre langfristig ihre Verträge mit der 
CSSR unter der sogeannnten, längst bestrittenen Breschnjew-Dok­
trin. Die Sowjetunion, der aus wohlerwogenen Gründen wenig an 
einer solchen Ungültigkeit liegen mag, weil gerade in der CSSR 
der Faktor des heute in der Opposition stehenden westdeutschen 
Revisionismus hemmend wirkt, könnte nichts einwenden. Fürchten 
wir hingegen, Moskau könne uns indirekt „bestrafen", indem es 
auf die DDR, nicht länger Druck ausübt, uns entgegenzukommen, 
dann beweisen wir nur unsere ausweglose Verstrickung in „ge­
samtdeutsche" und „rechtslogische" Irrtümer! Der soupcon der 
Sowjetunion, einmal unterstellt, hätte zudem nur Anhaltspunkte in 
einer Situation der europäischen Entspannung und Zusammenar­
beit, also dann, wenn größere Libertät ihrem Interessenbereich 
nicht gefährlich werden kann. 
Die Hoffnung, daß das negative Ergebnis des letzten Prager Ge­
sprächs die Beziehungen der BRD mit Ungarn und Bulgarien nicht 
blockieren werde, mag sich erfüllen; aber nur dann, wenn wir der 
östlichen Hegemonialmacht bei der Europäischen Konferenz so 
entgegenkommen, daß sie auf die DDR, die CSSR und ihre süd­
lichen Verbündeten starken Einfluß ausübt. Das muß letztlich nicht 
unser langfristiger Vorteil sein. Ohne der Sowjetunion zu schaden, 
wäre es bei rechtzeitiger und freiwilliger Aufgabe „gesamtdeut­
scher" Ansprüche und formaljuristischer Selbstfesselung möglich, 
unsrerseits der DDR und der CSSR entgegenzukommen und dafür 
auf der gesamteuropäischen Ebene unsere Wünsche, z. B. nach 
ausgewogener Truppenverminderung in West- und Osteuropa, 
freier zu vertreten. 
Eines verstehen wir schon garnicht: Die BRD erkannte die Oder­
Neisse-Linie als Grenze an, obwohl östlich von ihr eindeutig bis 
1972 rechtlich , bis 1945 auch faktisch deutsches Staatsgebiet lag. 
Wir halten diesen Schritt aus politischen Gründen wie humanen 
Erwägungen - Gewinnung größerer außenpolitischer Bewegungs­
freiheit, Versöhnung, Abbau der Spannungen, Versicherungen des 
Heimatrechts der dort seit 1945 geborenen Polen usw. - für richtig. 
Wie aber kann dieselbe Bundesregierung aus rein juristischen 
Gründen die kurzfristige Gültigkeit eines Diktatvertrages von ein­
deutigem Unrechtscharakter aufrecht erhalten wollen für ein Ge­
biet, das wenige Jahre zum Dritten, zum Großdeutschen Reich ge­
hört hat und nie zu dem Staat, dessen Rechtsnachfolge wir bean­
spruchen? Dies zum unterschiedlichen Charakter der Territorien 
östlich von Oder und Neisse bzw. des Sudetenlandes. 
Gleich unterschiedlich stellt sich uns die 'Natur der Vertreibungen 
dar. Was sie gemeinsam haben: sie waren alle Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, die wir nie anerkennen. Im Falle der Ost­
deutschen haben wir sie mit den beiden Verträgen als Schicksal 
akzeptiert. Und dennoch hat sich die ostdeutsche Bevölkerung 
weniger an Polen und ihrem Staat versündigt, als ein Teil der Su­
detendeutschen an den Tschechen und der CSSR. Wir sprechen 
von jenem Teil, der sich heute durch den Witiko-Bund charakteri­
siert, der die gesamte Vertriebenengruppe beherrscht und allmäh­
lich unglaubwürdig gemacht hat, der die Demokratie CSR ebenso 
infam und hochverräterisch zerstört hat, wie er heute, ,,konserva­
tiv" getarnt, Hand an die zweite deutsche Republik legt. Ist denn 
jemals im Warschauer Parlament das Wort eines deutschsprachi­
gen Abgeordneten aus Posen oder Westpreußen gefallen, das je­
nem verruchten Ausspruch Lodgman von Auens im Prager Parla­
ment entspräche: ,,Wer da glaubt, daß es nicht die höchste Pflicht 
der deutschen Abgeordneten ist, in diesem Staat Hochverrat zu 
üben, der irrt!"? Diese Mentalität, die heute von Becher personifi­
ziert wird, die in der Atomkriegsrede Lodgmans in den 50er Jah­
ren aufschrillte, unterscheidet die Funktionäre der Sudetendeut­
schen Landsmannschaft von den anderen Landsmannschaften. 
Und dennoch haben übergeordnete und von uns nach Erforschung 
des Gewissens und des politischen Bewußtseins gebilligte Ge­
sichtspunkte erzwungen, daß wir von den ostdeutschen Vertriebe­
nen das große Opfer forderten: sich des Gedankens an die Rück­
kehr in den meisten Fällen schuldlos verlorene Heimat zu ent­
schlagen. Dieses große Opfer ist erbracht worden. Die ostdeut­
schen Heimatvertriebenen sind in ihrer Gesamtheit aller Achtung 
wert! 
Von den Sudetendeutschen verlangen wir nichts, obwohl die Mehr­
zahl ihrer Alteren unter Henlein ein großzügiges, wenn auch spä­
tes, Angebot Beneschs ausschlug, um Hitlers Imperialismus zu 
dienen, und damit die letzte, zwar unvollkommene, aber dem 'Nazi_ 
Staat unendlich überlegene und von Humanisten und Demokraten 
vorzuziehende Demokratie Mitteleuropas zersprengten. Warum die­
ses Paradoxon in der bundesdeutschen Ostpolitik? Etwa, weil die 
Wortführer der Sudetendeutschen - damals wie· heute! - die In­
teressen ihrer Organisationen rücksichtsloser vertreten, weil unter 
ihnen mehr Alt- und Neunazis zu finden sind als unter den anderen 
Vertriebenen und ihren Funktionären? 
Deutsche haben sich, 1938 wie 1968, an der tschechoslowakischen 
Demokratie tödlich versündigt, der die deutschen Emigranten nach 
1933 viel zu verdanken haben. Erweisen wir endlich Dankbarkeit! 

III 

Als Mitglieder oder Wähler der SPD, die wir Reichsbannerleute in 
Nordrhein-Westfalen zumeist sind, möchten wir hinzufügen: Soll 
doch die Opposition den Part der konservativen Juristen spielen! 
Soll sie die Zerreißprobe aushalten zwischen echten Christen und 
echten Demokraten auf der einen Seite und alten und neuen Nazis 
auf der anderen. Welchen Anlaß haben wir, sie vor dieser Ent­
scheidung zu befreien? 

Für Sozialdemokraten gilt: Hören wir endlich auf, um „historische" 
Ansprüche zu kämpfen, die Deutschland nur wenige Jahre unter 
unerhörten Opfern und tiefsten moralischen Selbsterniedrigungen 
erringen konnte. Diese falschen Ansprüche haben auf den ver­
hängnisvollen Sonderweg der Deutschen in Europa der letzten 
beiden Jahrhunderte geführt. Einmal endlich müssen sich die 
deutschen Demokraten aus dem Bann der hierzulande immer un­
und „notfalls" antidemokratischen Konservativen lösen. Beweisen 
wir, daß es keiner „anderen Republik" bedarf, um die BRD zu 
einem Staat der Rechtlichkeit und des Versöhnungswillens zu 
machen! 

Dies darf als Fazit gesagt werden: Solange wir das Schlepptau 
des zerbrochenen und untergegangenen Deutschen Reiches nicht 
kappen, solange wir von einer angeblich bereits existierenden 
,,deutschen Nation" unsere demokratische Nationswerdung blok­
kieren lassen, solange können wir weder innen- noch außenpoli­
tisch für die Emanzipation, für die Voraussetzungen der Selbstbe_ 
stimmung, für den Abbau der Spannungen, für ein europäisches 
Europa, für die Freiheit von außereuropäischer Dominanz, für di 
Befriedigung im Kern Mitteleuropas, kurz: für ein demokratische~ 
und sozialistisches Deutschland und Europa mit der Kraft arbeiten, 
die potentiell bei uns bereitliegt. 

Was hier angesprochen wird, ist also nichts weniger als: Deutsch­
land soll endlich ein Faktor des Fortschritts werden. Die Ostpolitik 
der Regierung Brandt-Scheel hat in diesem Sinne sehr weit ge­
führt. Nun scheint eine Radiallinie erreicht zu sein, die durch die 
Kette der verhängnisvollen starken Traditionen der deutschen 
Reaktionäre bestimmt ist. Alle Demokraten sollten helfen, diese 
Kette zu brechen. 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler: PLUS ULTRA! 

Mit dem Ausdruck unserer Hochachtung 
REICHSBA'NNER SCHWARZ-ROT-GOLD 

BUND AKTIVER D1EMOKRATEN 
Landesverband Nordrhein-Westfalen 

Erich Knapp 
Landesvorsitzender 

P. s.: Wir bitten um Ihr Verständnis, daß wir es für nötig halten, 
dieses Schreiben später im „REICHSBANNER" zu veröffentlichen, 
um dem Lernprozeß der Öffentlichkeit einen, wenn auch geringen, 
Anstoß zu geben. Wir weisen darauf jetzt schon hin, damit Sie e. 
in Ihr Reagieren bzw. verständliches Nichtreagieren einbeziehe, 
können. 

Eigene Mitteilung! 
Das Antwortschreiben des Bundeskanzleramtes konnten wir leider 
wegen Platzmangel nicht veröffentlichen. 
Wir werden dies in der November-Ausgabe nachholen. 
Ebenfalls werden Sie in der nächsten Ausgabe· eine genaue Auf­
stellung des neugewählten Bundesvorstandes des REICHSBA'N­
NER SCHWARZ-ROT-GOLD e. V. erhalten. 
Wir bitten unsere Leser für Verständnis bei dieser Maßnahme. 

Das Reichsbanner. Offizielles Organ des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, 
Bund aktiver Demokraten e. V. und des Freiheitsbundes e. V. Berlin. 

Nr. 10 - Oktober 1972 - 16. Jahrgang - Erscheint seit 1924 

Herausgeber: Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, Bundesvorstand, 
6 Frankfurt am Main, Reineckstraße 7, Telefon: (0611) 29 4161. 

Redaktion u. verantwortlich: Erich Knapp, 5205 St. Augustin-Mülldorf, Narzissen­
weg 19, Telefon (02241) 2 56 87. 
Druck: J. Jäger, Frankfurt-Niederrad. 
Die unter Verfassernamen erschienenen Artikel stellen nicht In Jedem Falle 
unbedingt die Meinung der Redaktion dar. 
Kostenloser Nachdruck mit Quellenangabe gestattet und erwünscht, gegen 
Belegübersendung. 


	61 Das Reichsbanner Nr. 10 von Okt. 1972-1
	61 Das Reichsbanner Nr. 10 von Okt. 1972-2
	61 Das Reichsbanner Nr. 10 von Okt. 1972-3
	61 Das Reichsbanner Nr. 10 von Okt. 1972-4

